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Abkürzungsverzeichnis

DBA Doppelbesteuerungsabkommen
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

CDI Convention de double imposition
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Ständerat stimmte dem DBA mit Malta zu. 1BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2011
ANITA KÄPPELI

Le Conseil national a suivi le Conseil des Etats et a donné son aval à la CDI avec Malte. 2BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2012
EMILIA PASQUIER

Im November 2020 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaften zu den
Änderungsprotokollen der Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG
20.085), Malta (BRG 20.086) und Zypern (BRG 20.087). Weil sich die Schweiz seit 2019
am OECD-Projekt zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und -verlagerung (BEPS)
beteiligt und die bisherigen Abkommen nicht den Mindeststandards entsprachen,
wurden diverse Anpassungen nötig. Da sich die Schweiz mit den drei Staaten nicht auf
einen gemeinsamen Wortlaut für die neuen Bestimmungen betreffend die
Mindeststandards einigen konnte, wurden die Anpassungen über separate
Änderungsprotokolle vorgenommen. Die Protokolle enthalten Klauseln, mit denen
sichergestellt werden soll, dass die Doppelbesteuerungsabkommen nicht
missbräuchlich angewendet werden. Zudem sollen sie die Verständigungsverfahren
zwischen den Behörden verstärken und somit die effektive Vermeidung von
Doppelbesteuerung fördern. 
Die Kantone und interessierten Wirtschaftskreise begrüssten den Abschluss der
Änderungsprotokolle, die noch vom Parlament genehmigt werden müssen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.2020
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2021 nahm der Ständerat die Änderungsabkommen der
Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG 20.086)
und Zypern (BRG 20.087) diskussionslos und mit 45 Stimmen einstimmig an. Zuvor
hatte Christian Levrat (sp, FR) die kleine Kammer daran erinnert, dass die drei
Abkommen seit ihrem Abschluss keine Anpassung erfahren hatten. Bundesrat Maurer
betonte, dass die drei Änderungsabkommen keine politischen Änderungen, sondern
nur Anpassungen an die neuen OECD-Standards enthielten. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2021
AMANDO AMMANN

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG
20.086) und Zypern (BRG 20.087) gelangten in der Sommersession 2021 in den
Nationalrat. Martin Landolt (mitte, GL) berichtete, dass die WAK-NR die technischen
Anpassungen sowie die individuellen Lösungsansätze in den Abkommen mit Malta,
Zypern und Liechtenstein nicht in Frage gestellt habe. Sie habe jedoch festgehalten,
dass man bei der Überprüfung von Doppelbesteuerungsabkommen für alle Regionen –
nicht nur für Krisengebiete – eine Strategie haben sollte, um auf den Kontext der
Menschenrechtslage vor Ort hinzuweisen. Eine ähnliche Diskussion sei bereits im
Rahmen des DBA mit Saudi-Arabien geführt worden. Die grosse Kammer nahm das
Änderungsprotokoll für Liechtenstein mit 155 zu 15 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), jenes
für Malta mit 146 zu 24 (bei 13 Enthaltungen) und das für Zypern mit 142 zu 28 (bei 17
Enthaltungen) deutlich an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten aus den
Reihen der SVP-Fraktion. 
In der Schlussabstimmung Mitte Juni hiess der Ständerat die Änderungsprotokolle mit
Liechtenstein, Malta und Zypern allesamt einstimmig gut. Der Nationalrat folgte seinem
Schwesterrat und nahm die Bundesbeschlüsse mit 162 zu 27 Stimmen (bei 6
Enthaltungen), 153 zu 34 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) und 145 zu 37 Stimmen (bei 13
Enthaltungen) an. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN

1) AB SR, 2011, S. 1156 ff.; BBl, 2011, S. 6961 ff.
2) FF, 2012, p. 3281s.; BO CE, 2012, p. 272; BO CN, 2012, p. 195ss., 200, 556.
3) BBl 2020, S. 9405 ff.; BBl, 2020, S. 9377 ff.; BBl, 2020, S. 9391 ff.
4) AB SR, 2021, S. 20f.
5) AB NR, 2021, S. 1523; AB NR, 2021, S. 890 f.; AB NR, 2021, S. 891; AB NR, 2021, S. 892; AB NR, 2021, S. 893; AB SR, 2021, S.
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